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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Änderung der Bundes-Personalvertretungs-Wahlordnung 

§ 32. (1) … § 32. (1) … 

(2) Die Wahlkundmachung im Sinne des § 5 Abs. 2 hat auch die Zahl der zu 
wählenden Mitglieder des Fachausschusses, den Hinweis, daß Wahlvorschläge 
schriftlich beim Vorsitzenden des Fachwahlausschusses spätestens vier Wochen 
vor dem (ersten) Wahltage eingebracht werden müssen, widrigenfalls sie nicht 
berücksichtigt werden, den Hinweis, daß die Wahlvorschläge nicht mehr Bewerber 
(Wahlwerber) enthalten dürfen, als die vierfache Zahl der zu wählenden Mitglieder 
des Fachausschusses, widrigenfalls jene Wahlwerber, die diese Zahl überschreiten, 
als nicht angeführt gelten und die Mindestzahl der Unterschriften von zum 
Fachausschuß Wahlberechtigten, die jeder Vorschlag aufweisen muß, zu enthalten. 

(2) Die Wahlkundmachung im Sinne des § 5 Abs. 2 hat auch die Zahl der zu 
wählenden Mitglieder des Fachausschusses, den Hinweis, daß Wahlvorschläge 
schriftlich beim Vorsitzenden des Fachwahlausschusses spätestens fünf Wochen 
vor dem (ersten) Wahltage eingebracht werden müssen, widrigenfalls sie nicht 
berücksichtigt werden, den Hinweis, daß die Wahlvorschläge nicht mehr Bewerber 
(Wahlwerber) enthalten dürfen, als die vierfache Zahl der zu wählenden Mitglieder 
des Fachausschusses, widrigenfalls jene Wahlwerber, die diese Zahl überschreiten, 
als nicht angeführt gelten und die Mindestzahl der Unterschriften von zum 
Fachausschuß Wahlberechtigten, die jeder Vorschlag aufweisen muß, zu enthalten. 

§ 41. (1) … § 41. (1) … 
(2) Die Wahlkundmachung im Sinne des § 5 Abs. 2 hat auch die Zahl der zu 

wählenden Mitglieder des Zentralausschusses, den Hinweis, daß Wahlvorschläge 
schriftlich beim Vorsitzenden des Zentralwahlausschusses spätestens vier Wochen 
vor dem (ersten) Wahltage eingebracht werden müssen, widrigenfalls sie nicht 
berücksichtigt werden, den Hinweis, daß die Wahlvorschläge nicht mehr Bewerber 
(Wahlwerber) enthalten dürfen, als die vierfache Zahl der zu wählenden Mitglieder 
des Zentralausschusses, widrigenfalls jene Wahlwerber, die diese Zahl 
überschreiten, als nicht angeführt gelten, und die Mindestzahl der Unterschriften 
von zum Zentralausschuß Wahlberechtigten, die jeder Wahlvorschlag aufweisen 
muß, zu enthalten. 

(2) Die Wahlkundmachung im Sinne des § 5 Abs. 2 hat auch die Zahl der zu 
wählenden Mitglieder des Zentralausschusses, den Hinweis, daß Wahlvorschläge 
schriftlich beim Vorsitzenden des Zentralwahlausschusses spätestens fünf Wochen 
vor dem (ersten) Wahltage eingebracht werden müssen, widrigenfalls sie nicht 
berücksichtigt werden, den Hinweis, daß die Wahlvorschläge nicht mehr Bewerber 
(Wahlwerber) enthalten dürfen, als die vierfache Zahl der zu wählenden Mitglieder 
des Zentralausschusses, widrigenfalls jene Wahlwerber, die diese Zahl 
überschreiten, als nicht angeführt gelten, und die Mindestzahl der Unterschriften 
von zum Zentralausschuß Wahlberechtigten, die jeder Wahlvorschlag aufweisen 
muß, zu enthalten. 

§ 54. (1) und (2) … § 54. (1) und (2) … 
 (3) § 32 Abs. 2 und § 41 Abs. 2 in der Fassung der Verordnung, BGBl. II 

Nr. XXX/2019, treten mit 1. August 2019 in Kraft. 
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